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Erfolgskurs für die Arztpraxis 
Machen Sie sich steuerfit!

Was wurde Ihnen noch nicht über das Steuerrecht er-

zählt? Wer und was ist steuerpflichtig, woraus setzt sich 

das Einkommen zusammen, welche Gewinnermittlungs-

arten gibt es und welche sind für Sie relevant, wie haben 

Sie Ihre Aufzeichnungen zu führen, was sind steuerpflich-

tige Einnahmen und was können Sie als Betriebsaus-

gaben absetzen, wie berechnet sich die Steuer, welche 

Auswirkungen haben zusätzliche Einkünfte, was ist ein 

Verlustausgleich etc, etc, etc? 

Alle diese Fragen und noch mehr wurden schon oftmals 

dargestellt, präsentiert, vorgetragen, diskutiert, von Ih-

nen verstanden und zum Teil vergessen.

Wenn Sie nun erwarten, an dieser Stelle inhaltlich etwas 

völlig Neues, noch nie Dagewesenes zu lesen, so liegen 

Sie falsch. Warum? Weil wir das Steuerrecht ja nicht 

neu erfinden können, sondern nur Fakten wiedergeben. 

Sie könnten nun an dieser Stelle zu lesen aufhören und 

sich denken „Also alles ein alter Hut, nur in einer neuen 

Schachtel! Und über die Steuerreform haben die Zeitun-

gen auch schon geschrieben!“.

Sie haben dennoch weitergelesen?! Das ist gut! Wir ver-

sprechen Ihnen, dass die Minuten der Lektüre gut inves-

tiert sind. Was wir nämlich für Sie in dieser Broschüre 

tun, ist, die für Sie wesentlichen Grundlagen des Steuer-

rechts in Verbindung mit aktuellen Änderungen so dar-

zustellen, dass Sie genauso steuerfit sind, wie Sie sein 

wollen. 

Wir bieten Ihnen die 400-Meter-Bahn. Wie viele Runden 

Sie laufen und wie schnell, überlassen wir ganz Ihnen. 

Ob im Jogging-Tempo oder Sprint, ob Kurzstrecke oder 

Marathon, suchen Sie sich aus, was und wie viel gesund 

für Sie ist.

Daher: Egal, ob Sie Praxisgründer oder bereits „Routi-

nier“ sind, egal ob für Sie das Thema gänzlich neu oder 

lediglich eine Auffrischung ist, garniert mit den neuesten 

Fakten darüber, was der Finanzminister auf die Steuer-

zahler loslässt, um in der Sprache des Sports zu bleiben: 

Wir bieten Ihnen das Höhentraining, das nicht auf der 

Dopingliste steht!

Verehrte Ärztinnen1 und Ärzte, wir wünschen Ihnen viel 

Spaß beim Training!

1 Aufgrund der besseren Lesbarkeit wurde im folgenden 

Text auf das durchgängige Gendern verzichtet. Der fol-

gende Text bezieht sich sowohl auf Frauen als auch auf 

Männer.

Mag. Klaus Gaedke

klaus.gaedke@gaedke.co.at

0316 327  941 13

Mag. Ronald Angeringer

ronald.angeringer@gaedke.co.at

03144 3469 12

Mag. Sabine Wipfler

sabine.wipfler@gaedke.co.at

0316 327 941 817

MMag. Sylvia Roll-Schmid

sylvia.roll-schmid@gaedke.co.at

03144 3469 17
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Runde 1 
Warm up: Welche Steuern betreffen Sie?

Als Arzt trifft Sie in erster Linie und meist mit voller  

Härte – die Einkommensteuer. Der Einkommensteuer 

begegnen Sie in der freien Steuernatur in 3 Formen:

 

1. in der Gestalt der im Abzugswege einbehaltenen 

Lohnsteuer (solange Sie im Dienstverhältnis tätig sind);

 

2. in der veranlagten Einkommensteuer (wenn Sie nicht 

nur lohnsteuerpflichtige Einkünfte beziehen - als selb-

ständig Tätiger müssen Sie eine Einkommensteuererklä-

rung abgeben);

 

3. schließlich in Form der Kapitalertragsteuer, die „auto-

matisch“ von allen Zinseinkünften bereits an der Quelle 

(= zumeist Bank) einbehalten wird.

 

Zur Einkommensteuer im Detail in Runde 3! Bleiben wir 

noch bei anderen Steuern: Die Umsatzsteuer ist für Ärz-

te im Rahmen ärztlicher Tätigkeiten auf den ersten Blick 

nicht so wichtig, da freiberufliche, selbständige, ärztli-

che Tätigkeiten von der Umsatzsteuer befreit sind und 

angestellte Ärzte idR keine Unternehmereigenschaft be-

gründen. Heutzutage üben viele Ärzte jedoch Nebentä-

tigkeiten aus, die sehr wohl zu einer Umsatzsteuerpflicht 

führen können. Aber alles der Reihe nach.

Umsätze von Ärzten aus Heilbehandlungen im Bereich 

der Humanmedizin sind von der Umsatzsteuer unecht 

befreit. Dies bedeutet, dass Sie für Ihre ärztlichen Leis-

tungen keine Umsatzsteuer in Rechnung stellen dürfen 

und auch keine Umsatzsteuer an das Finanzamt abfüh-

ren müssen. Im Gegenzug steht Ihnen aber auch kein 

Recht auf Vorsteuerabzug zu. Die an Sie ausgewiesene 

Umsatzsteuer wird daher zum Kostenfaktor.

Die Befreiung umfasst jede auf medizinisch-wissenschaftli-

chen Erkenntnissen begründete Tätigkeit am oder für den 

Menschen. Sie umfasst zB auch die Tätigkeit der Gerichts-

mediziner, Turnusärzte und angestellten Krankenhausärzte, 

die selbständige Einkünfte beziehen (zB Sonderklassege-

bühren). Leistungen von Betriebsärzten und Arbeitsmedi-

zinern sind nur teilweise von der Befreiung umfasst.

Zur Tätigkeit als Arzt gehören auch ästhetisch-plastische 

Leistungen (Operationen und Behandlungen) mit medi-

zinischer Indikation sowie Schwangerschaftsabbrüche, 

wenn ein therapeutisches Ziel im Vordergrund steht. 

Grundsätzlich gehört auch die Erstellung von ärztlichen 

Gutachten zur Berufstätigkeit als Arzt. Da es hier aller-

dings zahlreiche Ausnahmen gibt, ist jede Gutachtertä-

tigkeit genau auf eine Umsatzsteuerpflicht hin zu prüfen.

Andere Nebentätigkeiten, wie zB Vortrags- oder Lehr-

tätigkeiten, schriftstellerische Tätigkeiten, das Führen 

einer Hausapotheke oder die Lieferung von anderen 

Hilfsmitteln, unterliegen nicht der unechten Steuerbe-

freiung. Auch die Vermietung von Wohnraum unterliegt 

grundsätzlich der Umsatzsteuerpflicht.

§ 6 Abs 1 Z 27 UStG sieht jedoch eine Steuerbefreiung 

für Kleinunternehmer vor. Als „Kleinunternehmer“ wird 

dabei ein Unternehmer iSd UStG bezeichnet, der sein 

Unternehmen im Inland betreibt und dessen steuerba-

re Umsätze im Veranlagungszeitraum 30.000 Euro netto 

nicht übersteigen. Bei dieser Umsatzgrenze bleiben Um-

sätze aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäfts-

veräußerung im Ganzen außer Ansatz.

Seit 1.1.2017 sind steuerbefreite Umsätze aus Heilbehand-

lungen bei der Ermittlung der Kleinunternehmergrenze 

nicht mehr zu berücksichtigten! Überschreiten daher 

Ihre Umsätze aus Nebentätigkeiten nicht die Grenze von 

30.000 Euro netto – ohne Berücksichtigung Ihrer Einkünf-

te aus der befreiten ärztlichen Tätigkeit – sind auch diese 

Einkünfte von der Umsatzsteuer unecht steuerbefreit.

An dieser Stelle verlassen wir aber schon wieder die Um-

satzsteuer.

Weiters gibt es die Körperschaftsteuer, die „Einkom-

mensteuer“ juristischer Personen wie zB der GmbH (Ge-

sellschaft mit beschränkter Haftung). Ärzte können zum 

Zwecke der Wirtschaftsführung einer Gruppenpraxis 

auch eine GmbH gründen. Die Körperschaftsteuer be-

trägt 25%. Zum Vergleich: Der höchste Einkommensteu-

ersatz ab Veranlagung 2016 beträgt 55%. Die Rechtsform 

der GmbH zieht eine jährliche Mindestkörperschaft- 

steuer von 500 Euro für die ersten fünf Jahre, für die 

nächsten fünf Jahre 1.000 Euro, danach 1.750 Euro nach 

sich.

Selbständige Ärzte können mit anderen freiberuflich tä-

tigen Ärzten eine Ordinationsgemeinschaft als Kosten- 

oder Ertragsgemeinschaft eingehen und somit Kosten-

vorteile erzielen. Die gemeinsame Kostentragung hat für 

den einzelnen Arzt wegen der gemeinsamen Anschaf-

fung gemeinsam genutzter Einrichtung die Kostentei-

lung bei Personal-, Miet- und sonstigen Kosten zum Ziel.

Bei einer Kostengemeinschaft werden die Einnahmen 

getrennt und die gemeinsamen Ausgaben über ein ge-

meinsames Konto erfasst. Die Aufteilung der gemeinsa-

men Ausgaben erfolgt nach einem vereinbarten Schlüs-

sel. Da in einer reinen Kostengemeinschaft kein Gewinn 

entsteht, ist die Kostengemeinschaft steuerlich als In-

nengesellschaft anzusehen.

In die Ertragsgemeinschaft fließen hingegen auch die 

Honorare der beteiligten Ärzte ein. Ertragsgemeinschaf-

ten können als Personengesellschaften (wie zB Gesell-

schaft bürgerlichen Rechts oder Offene Gesellschaft) 

oder Kapitalgesellschaften (insbesondere GmbH) ge-

führt werden. Während bei einer Personengesellschaft 

der Gewinn direkt bei den Gesellschaftern besteuert 

wird (Einkommensteuer beim beteiligten Arzt), wird der 

Gewinn einer Kapitalgesellschaft mit Körperschaftsteuer 

besteuert; eine anschließende Dividendenausschüttung 

unterliegt der Kapitalertragsteuer.

Welche Variante zu bevorzugen ist, hängt von den Um-

ständen des Einzelfalles ab. Hier sind viele weitere As-

pekte zu beachten (wie zB Haftungsbeschränkungen 

oder Lohnbezugsgestaltungen für die beteiligten Ärzte). 

Die genaue Darstellung aller Möglichkeiten würde den 

vorliegenden Rahmen sprengen.

Nach diesem Zwischenspurt in den Pulsbereich steuerli-

cher Gestaltungsmöglichkeiten, betrachten wir nun jene 

Steuern, die Sie als Dienstgeber treffen:

Lohnsteuer: Die Lohnsteuer ist die Einkommensteuer 

der bei Ihnen beschäftigten Mitarbeiter, die von Ihnen 

lediglich einzubehalten und an das Finanzamt abzufüh-

ren ist. Die Lohnsteuer ist also Teil des Bruttogehalts Ih-

rer Mitarbeiter und wirtschaftlich deren Aufwand.

Dienstgeberbeitrag und Kommunalsteuer: Der 4,5%ige 

Dienstgeberbeitrag und die 3%ige Kommunalsteuer be-

messen sich an den Bruttobezügen Ihrer Dienstnehmer 

und sind an das Finanzamt bzw an die Gemeinde ab-

zuführen. Bei einer monatlichen Bruttolohnsumme bis 

1.460 Euro vermindert sich die Bemessungsgrundlage 

um 1.095 Euro, so dass bis 1.095 Euro Bruttolohnsum-

me keine Abgaben anfallen und bis 1.460 Euro von einer 

entsprechend verringerten Grundlage. Ab 1.460 Euro 

Bruttolohnsumme trifft Sie die Leistungspflicht in voller 

Höhe.

Der Arzt als Dienstgeber muss auch Beiträge zur Sozi-

alversicherung für seine Dienstnehmer abführen. Dazu 

hat er die sozialversicherungspflichtigen Dienstnehmer 

und „Freien Dienstnehmer“ vor Beginn der Beschäf-

tigung bei der Gebietskrankenkasse anzumelden und 

nach Beendigung der Beschäftigung abzumelden. Die 

Meldepflichten gelten auch für geringfügig Beschäftigte, 

das sind Dienstnehmer, deren monatlicher Bezug den 

Betrag von 425,70 Euro (Wert 2017) nicht übersteigt.

Die Gehaltsverrechnung mit ihrer Verknüpfung von Ar-

beits-, Steuer- und Sozialversicherungsrecht ist laufend 

im Brennpunkt von Gesetzesänderungen. Der Arzt als 

Arbeitgeber wird daher bei der Durchführung der Ge-

haltsverrechnung in der Regel auf fachliche Unterstüt-

zung angewiesen sein.

Im Jahre 2008 wurde die Schenkungs- und Erbschafts-

steuer abgeschafft. Doch bei der Schenkung unter Le-

benden muss eine Schenkungsmeldung an das Finanz-

amt innerhalb von 3 Monaten ab dem Erwerb erfolgen. 

Es besteht eine Anzeigepflicht ua für Bargeld, bewegli-

ches körperliches Vermögen wie Segelboote, Schmuck, 

Edelsteine. Von der Anzeigepflicht befreit sind ua unent-

geltliche Erwerbe unter Angehörigen, wenn die Summe 

der gemeinen Werte 50.000 Euro innerhalb eines Jahres 

nicht übersteigt (bei Erwerben zwischen anderen Perso-

nen gilt eine Grenze von 15.000 Euro innerhalb von 5 

Jahren). Ausgenommen von der Anzeigepflicht sind zB 

auch Grundstücksschenkungen und übliche Gelegen-

heitsgeschenke sowie Hausrat.
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Schließlich werden Sie bei Grundstückskäufen (wozu 

auch Ordinationsräumlichkeiten und Wohnungen zäh-

len) mit der Grunderwerbsteuer (GrESt) und Grundbu-

cheintragungsgebühr konfrontiert.

Bei Verkäufen von Grundstücken muss in der Regel eine 

30%ige Immobilienertragsteuer (ImmoESt) bezahlt wer-

den (ab 1.4.2012 bis 31.12.2015: 25% ImmoESt).

Da die Bestimmungen zur GrESt und ImmoESt sehr um-

fangreich sind und sich die Berechnungen mitunter sehr 

komplex gestalten können, möchten wir Ihnen empfeh-

len, den konkreten Sachverhalt mit Ihrem Steuerberater 

zu besprechen.

Damit hätten wir die Aufwärmrunde beendet und bege-

ben uns in Runde 2.

Runde 2 
Die Runde mit dem Finanzamt

Sie haben schon Kontakt mit dem Finanzamt gehabt? 

Auch gut, Sie werden immer wieder mit diesem (Trai-

nings-)Partner zu tun haben. Das Finanzamt steht zwi-

schen Ihnen als Abgabepflichtigen und dem Finanz-

ministerium, von dem die mehr oder weniger „bösen“ 

Steuergesetze kommen. Das Finanzamt ist Verwaltungs-

behörde und hat dieselben Gesetze zu befolgen und für 

deren Einhaltung zu sorgen, die auch für Sie als Steuer-

pflichtigen gelten. Das Finanzamt unterliegt den Wei-

sungen des Ministeriums und für Zündstoff zwischen 

der Behörde und den Abgabepflichtigen sorgen lediglich 

verschiedene Rechtsauffassungen über steuerliche Be-

stimmungen. Dem Finanzamt ist andererseits sogar von 

Gesetzes wegen aufgetragen, Umstände auch zugunsten 

der Abgabepflichtigen zu prüfen und zu würdigen.

Das korrekte Verhalten gegenüber der Finanzbehörde 

besteht zunächst darin, seinen Anzeige- und Melde-

pflichten nachzukommen. Binnen eines Monats sind 

dem zuständigen Finanzamt alle für die persönliche 

Abgabenpflicht bedeutsamen Umstände anzuzeigen, 

insbesondere der Beginn einer selbständigen Tätigkeit. 

Weiters müssen Steuererklärungen vollständig und 

wahrheitsgemäß ausgefüllt und Abgaben rechtzeitig 

entrichtet werden.

Berücksichtigen Sie immer, dass auch bei der Finanz-

behörde Menschen arbeiten, und es daher auch dort 

„menschelt“. Ein gepflegter Umgangston ist einem guten 

Klima daher jedenfalls nicht abträglich.

Runde 3 
Das System der Einkommensteuer

Einkommensteuerpflichtig sind nur natürliche Personen, 

daher sind eine GmbH oder Aktiengesellschaft, ein Ver-

ein, eine Kommanditgesellschaft (KG) und Offene Gesell-

schaft (OG) nicht einkommensteuerpflichtig.

Grundlage für die Besteuerung ist das Einkommen. 

Dieses setzt sich aus den 7 Einkunftsarten zusammen; 

davon werden Sonderausgaben und außergewöhnliche 

Belastungen zum Abzug gebracht. Nach diesem Zwi-

schensprint als Erholung eine bildliche Darstellung – 

„Der Einkommenstrichter“:

Einkommen und Einkünfte sind zwar ähnlich klingende Be-

griffe, umfassen aber Unterschiedliches. „Einkünfte“ sind 

immer eine Saldogröße: nämlich Einnahmen minus Aus-

gaben (zB Werbungskosten). Was alles unter Einnahmen 

und Ausgaben zu verstehen ist, erfahren Sie in Runde 6.

Die Einkünfte

Die freiberufliche Tätigkeit von Ärzten führt zu Einkünf-

ten aus selbständiger Arbeit. Egal, ob der Arzt alleine 

arbeitet oder einen Gewinnanteil aus einer Ärzte-OG 

oder als Geschäftsführer einer Ärzte-GmbH bezieht. Ein-

künfte aus einer Hausapotheke zählen ebenfalls zu den 

selbständigen Einkünften.

Sonderklassegebühren zählen dann zu den Einkünften 

aus selbständiger Arbeit, wenn diese Entgelte von der 

Krankenanstalt im Namen der Ärzte vereinnahmt wer-

den. Es gibt landesgesetzlich unterschiedliche Regelun-

gen über die Abrechnungsart im jeweiligen Krankenan-

staltengesetz. In der Steiermark rechnet die KAGES in 

eigenem Namen ab, das bedeutet , dass die steirischen 

Krankenhausärzte der KAGES immer Einkünfte aus un-

selbständiger Arbeit beziehen.

Einkünfte aus von niedergelassenen Ärzten geführten 

Privatkrankenanstalten  („Institute“) können Einkünfte 

aus Gewerbebetrieb sein.

Angestellte oder beamtete Ärzte beziehen Einkünfte aus 

nichtselbständiger Arbeit.

Einkünfte aus einem Kontaktlinseninstitut führen ab-

hängig davon, ob der Verkauf nur an Eigen- oder auch 

Fremdpatienten erfolgt, zu Einkünften aus selbständiger 

Arbeit oder Gewerbebetrieb.

Die Frage, wo die Einkünfte tatsächlich einzureihen sind, 

ist insbesondere für die Frage der Buchführungspflicht 

von Bedeutung: Während bei einer freiberuflichen Tätig-

keit niemals eine Buchführungspflicht eintritt, sind bei 

einer gewerblichen Tätigkeit Bücher zu führen, wenn die 

Umsätze in zwei aufeinanderfolgenden Jahren die Gren-

ze von 700.000 Euro übersteigen. Eine GmbH ist kraft 

Rechtsform immer buchführungspflichtig. 

Was heißt eigentlich „Bücher führen“? Die Gegenüber-

stellung von Einnahmen und Ausgaben zur Einkünf-

teermittlung nennt man Gewinnermittlung. Sie kann 

in Form der Bilanzierung (Buchführung), Einnahmen- 

Ausgaben-Rechnung oder Pauschalierung erfolgen. 

Buchführung bedeutet „Bilanzierung“ (oder doppelte 

Buchhaltung) und relativ viel administrativen Aufwand 

(Kassabuch schreiben, Geschäftsfälle doppelt verbu-

chen, periodengerechte Zuordnung von Geschäftsfällen, 

jährliche Bilanz erstellen etc). Ärzte sind als Freiberufler 

mit Einkünften aus selbständiger Arbeit in der Regel we-

der zur Buchführung verpflichtet noch führen sie freiwil-

lig Bücher. Sie ermitteln ihren Gewinn fast immer mittels 

Einnahmen-Ausgaben-Rechnung. Wie das optimal geht 

später in Runde 5.

1. Einkünfte aus Land-  
     und Forstwirtschaft

2. Einkünfte aus 
     selbständiger Arbeit

3. Einkünfte aus 
     Gewerbebetrieb

4. Einkünfte aus nicht-
     selbständiger Arbeit

5. Einkünfte aus Vermie- 
     tung & Verpachtung

6. Einkünfte aus 
     Kapitalvermögen

7. Sonstige Einkünfte

Betriebliche 
Einkunftsarten

(= Gewinnermittlung)

Außerbetriebliche 
Einkunftsarten

(= Überschuss der 
Einnahmen über die 

Werbungskosten)
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Steuertarif und Absetzbeträge

Nun weiter mit dem Begriff Einkommen: Auf das Ein-

kommen wird der Einkommensteuertarif angewendet, 

es resultiert die sogenannte „Tarifsteuer“. In Österreich 

gibt es seit 2016 einen neuen Staffeltarif. Jeder Steuer-

pflichtige beginnt in der ersten Tarifstufe. Jeder Steu-

ersatz kommt immer nur für das anteilige Einkommen 

seiner Stufe zur Anwendung.

Der Verlustausgleich

Weiter mit dem „Trichter“: Für jede Einkunftsart wird 

also ein Gewinn/Verlust oder ein Überschuss/Fehlbe-

trag ermittelt. Am Ende des Trichters kommt damit das 

Einkommen heraus. Auch das Einkommen ist eine Sal-

dogröße, es ist die Summe aller 7 Einkunftsarten. Posi-

tive Einkünfte werden daher mit negativen Einkünften 

(Verlusten) saldiert (sogenannter vertikaler Verlustaus-

gleich). Auch innerhalb einer Einkunftsart können Ge-

winne (Überschüsse) mit Verlusten aufgerechnet wer-

den (sogenannter horizontaler Verlustausgleich).

Wahrscheinlich haben Sie schon einmal den Begriff 

„Verlustbeteiligung“ gehört: Darunter versteht man 

die Beteiligung an einem Unternehmen, aus dem der 

Beteiligte einen steuerlichen Verlustanteil zugewiesen 

bekommt. Dieser Verlustanteil stellt beim Beteiligten 

Teil der Einkünfte zumeist aus Gewerbebetrieb oder 

Vermietung und Verpachtung dar. Über das Prinzip des 

Verlustausgleichs wird das Einkommen reduziert und 

Steuer gespart. Supersache, könnte man denken. Mit ei-

nem Haken: Verluste aus klassichen Verlustbeteiligungs-

modellen sind mittlerweile weder ausgleichs- noch vor-

tragsfähig. Sie können lediglich mit positiven Einkünften 

aus der selben Einkunftsquelle verrechnet werden.

Liegt keine sogenannte „kapitalistische Mitunterneh-

merschaft“ vor, können Verluste aus einer betrieblichen 

Tätigkeit aber mit anderen positiven Einkünften aus-

geglichen werden. Besteht im betreffenden Jahr keine 

Verwertungsmöglichkeit, kann der Verlust auf spätere 

Jahre vorgetragen werden. Die Verluste müssen in die-

sem Fall mit ordnungsgemäßer Buchführung oder Ein-

nahmen-Ausgaben-Rechnung ermittelt worden sein.

Bei Verlusten aus außerbetrieblichen Einkunftsarten ist 

ein Verlustausgleich in bestimmten Fällen (teilweise) 

ausgeschlossen (zB bei einer Vermietung, die eine Lieb-

haberei darstellt oder bei einer Grundstücksveräuße-

rung). Ein Verlustvortrag ist jedenfalls nicht möglich.

Fazit: Nehmen Sie jedenfalls Kontakt zu Ihrem Steuerbe-

rater auf, bevor Sie eine Beteiligung erwerben. Sie kön-

nen so die steuerlichen Vor- und Nachteile im Einzelfall 

in Ihre Entscheidung miteinbeziehen.

Immobilienveranlagung aus steuerlicher Sicht

Am „Anlagemarkt“ werden insbesondere unter dem Ti-

tel „Altersvorsorge“ häufig Bauherrenmodelle und Vor-

sorgewohnungen angeboten. Wo liegt der Unterschied?

Beim Bauherrenmodell erwirbt der Anleger ideelle 

Miteigentumsanteile an einer bebauten, sanierungsbe-

dürftigen Liegenschaft. Nach gesetzlich geförderter Sa-

nierung wird die Liegenschaft vermietet. Der Überschuss 

bzw Verlust aus der Vermietung wird auf die Miteigen-

tümer verteilt. Die Begründung von Wohnungseigentum 

ist im Konzept ausgeschlossen. Von steuerlichem Inter-

esse sind die Verlustzuweisungen der Anfangsjahre, die 

durch die Abschreibung der Sanierungsaufwendungen 

auf 15 Jahre und die Finanzierungs- und Konzeptionie-

rungskosten entstehen. Nach spätestens 28 Jahren muss 

ein Gesamtüberschuss erzielt werden, damit das Modell 

steuerlich „hält“. Von wirtschaftlichem Interesse ist das 

(Mit-)Eigentum an einer Immobilie in Toplage, aus der 

arbeitsfreie Einkünfte erzielt werden.

Bei der Vorsorgewohnung wird Wohnungseigentum an 

einer konkreten Wohnungseinheit (Top) erworben, mit 

dem Ziel sie zu vermieten und Einkünfte zu erzielen. Oft 

ist auch eine spätere Eigennutzung durch (studierende) 

Kinder geplant. Die Anschaffungskosten des Gebäude-

anteils sind auf 67 Jahre zu verteilen. Meist entsteht hier 

auch bei Fremdfinanzierung des Kaufpreises von Anfang 

an gar kein Verlust, so dass steuerliche Motive für die 

Anschaffung einer Vorsorgewohnung kaum in Frage 

kommen.

Einkommen Steuersatz Abzüglich

bis 11.000 €   0% 0 €

bis 18.000 € 25% -   2.750 €

bis 31.000 € 35% -   4.550 €

bis 60.000 € 42% -   6.720 €

bis 90.000 € 48% - 10.320 €

bis 1 Mio. € 50% - 12.120 €

ab 1 Mio. € (bis 2020) 55% - 62.120 €

Beispiel zur Einkommensteuer:

Einkommen von 25.000 €

1. Tarifstufe	 11.000 €	 0%	 0 €

2. Tarifstufe	 7.000 €	 25%	 1.750 €

3. Tarifstufe	 7.000 €	 35%	 2.450 €

Vorläufige Einkommensteuer	 4.200 €

Schnellvariante: Anwendung der obigen Tabelle mit dem 

Abzugsbetrag ergibt das gleiche Ergebnis: 

25.000 € * 35% - 4.550 € = 4.200 €

Das ist schon eine lange Runde, haben Sie noch genug 

Atem? Nun gut, wir überspringen Sonderausgaben (weil 

insgesamt und gerade in höheren Einkommensschichten 

kaum von Bedeutung) und außergewöhnliche Belastun-

gen (weil diese zu außergewöhnlich sind für den Umfang 

der vorliegenden Broschüre) und widmen uns kurz den 

Absetzbeträgen.

Alle Absetzbeträge verbindet die angenehme Eigen-

schaft, die Steuer selbst zu verringern und nicht nur 

deren Bemessungsgrundlage Einkommen. Folgende Ab-

setzbeträge gibt es ab der Veranlagung 2016:

Verkehrsabsetzbetrag: jährlich 400 €

Bei Einkünften aus einem Dienstverhältnis. Bei niedri-

gen Einkommen und Anspruch auf ein Pendlerpauschale 

steht ein erhöhter Verkehrsabsetzbetrag zu.

Pendlereuro: pro km 2 € 

Wenn Anspruch auf Pendlerpauschale besteht. Grundlage: 

einfache Wegstrecke zwischen Wohnung und Arbeitsstätte.

Alleinverdiener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag: 

1 Kind	 494 € pro Jahr

2 Kinder	 669 € pro Jahr

Für jedes weitere Kind	 220 € pro Jahr

Alleinverdiener ist,

- wer für ein oder mehrere Kind/er für mindestens sie-

ben Monate Familienbeihilfe bezogen hat und

- wer mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verhei-

ratet ist oder in einer eingetragenen Partnerschaft 

oder Lebensgemeinschaft lebt. Der (Ehe-)Partner muss 

grundsätzlich unbeschränkt steuerpflichtig sein und darf 

nicht dauernd getrennt leben. Seine Einkünfte dürfen 

den Betrag von 6.000 Euro nicht überschreiten.

Der Alleinerzieherabsetzbetrag gebührt jedem Steuer-

pflichtigen, der mehr als sechs Monate im Kalenderjahr 

mit mindestens 1 Kind alleine lebt.

Kinderabsetzbetrag: 

Für jedes Kind	 58,40 € pro Monat

Mehrkindzuschlag zur Familienbeihilfe:

Für das 3. und weitere Kinder	 20,00 € pro Monat

Unterhaltsabsetzbetrag: 

1. Kind	 29,20 € pro Monat

2. Kind	 43,80 € pro Monat

Für jedes weitere Kind	 58,40 € pro Monat

(Einschleifung bei nur teilweiser Alimentationszahlung)

Für Kinder, für die mehr als sechs Monate im Kalen-

derjahr ein Kinderabsetzbetrag oder ein Unterhalts-

absetzbetrag zusteht, besteht ein Anspruch auf einen 

Kinderfreibetrag. Der Kinderfreibetrag vermindert das 

steuerpflichtige Einkommen und wirkt sich daher nur in 

Höhe des jeweiligen Steuersatzes aus.

Der Kinderfreibetrag beträgt seit dem Jahr 2016,

• wenn er nur von einem Steuerpflichtigen geltend 

   gemacht wird: 440 Euro jährlich,

• wenn er von zwei Steuerpflichtigen für dasselbe Kind 

   geltend gemacht wird: 300 Euro jährlich pro Person.
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Runde 4 
Hindernislauf Gewinnermittlung

Was macht die Gewinnermittlung zum Hindernislauf? 

Nun, die notwendige Gewinnermittlung im Bereich der 

betrieblichen Einkünfte fordert Sie im Vorfeld organisa-

torisch und zeitlich. Es wird daher ein gutes System mit 

einer Zielsetzung benötigt: Mit so wenig Aufwand wie 

möglich so gute Unterlagen wie möglich schaffen.

Die Aufzeichnungen und Belege stellen die Grundlage 

für die Erhebung der Abgaben dar. Aber nicht nur für 

das Finanzamt, sondern auch für Sie selbst haben die 

Aufzeichnungen große Bedeutung: Sie bilden gleicher-

maßen Grundlage und Ergebnis unternehmerischen 

Handelns. All Ihre Tätigkeiten schlagen sich in Zahlen 

nieder. Damit haben Sie zweifelsohne ein sensationelles 

Steuerungsinstrument in den Händen, das für Planung, 

Budgetierung und Kontrollen verwendet werden kann.

Die Einnahmen-Ausgaben-Rechnung

Wir befassen uns nun mit der eigentlichen Einnah-

men-Ausgaben-Rechnung. Grundkonzept und Voraus-

setzung sind, dass alle betrieblichen Vorgänge, die zu be-

trieblichen Zuflüssen und Abflüssen im weitesten Sinne 

führen, geordnet und vollständig, richtig und zeitgerecht 

erfasst werden. Die während des Jahres aufgezeichne-

ten Einnahmen und Ausgaben sind am Ende des Jah-

res zusammenzurechnen, wobei die Betriebsausgaben 

gruppenweise gegliedert darzustellen sind. Einnahmen 

minus Ausgaben ergeben den Gewinn.

Ein wesentliches Prinzip der Einnahmen-Ausgaben-Rech-

nung ist das sogenannte Zufluss-Abfluss-Prinzip: Allein 

der tatsächliche Zahlungsfluss ist entscheidend für den 

Zeitpunkt der Aufzeichnungen.

Und wie macht man das nun in der Praxis? Dies hängt 

von vielen verschiedenen Faktoren ab. In einer großen 

täglich geöffneten Arztpraxis mit Kassenvertrag wird 

man sich für eine andere Art der Führung von Aufzeich-

nungen entscheiden als in einer Wahlarztpraxis, die 

nur einmal wöchentlich geöffnet hat. Der Grad der ge-

wünschten Digitalisierung ist ein wichtiger Faktor bei der 

Auswahl der jeweils geeignetsten Vorgehensweise. Von 

der rein händischen Führung der Aufzeichnungen bis hin 

zur voll digitalen Erfassung aller Geschäftsfälle ist vieles 

möglich. Die den Aufzeichnungen zugrunde liegenden 

Belege können entweder in Papierform in Ordnern chro-

nologisch abgelegt oder eingescannt (bzw bereits elek-

tronisch erstellt oder erhalten) und digital aufbewahrt 

werden. Hier ist ein persönliches Beratungsgespräch 

mit Ihrem Steuerexperten zu empfehlen, der mit Ihnen 

eine Vorgehensweise erarbeiten wird, die zu Ihnen und 

Ihrem Unternehmen passt. Im Folgenden geben wir Ih-

nen einen Überblick über jene Vorschriften, die Sie bei 

der Führung Ihrer Aufzeichnungen und bei der Wahl der 

richtigen Vorgehensweise bedenken sollten.

Welche Aufzeichnungen sind erforderlich?

- Erfassung der Betriebseinnahmen & Betriebsausgaben,

- Anlagenverzeichnis und

- Lohnkonten, wenn Dienstnehmer beschäftigt werden.

Die Erfassung der Betriebseinnahmen und Betriebsaus-

gaben ist laufend in zeitlich richtiger Reihenfolge, voll-

ständig und zeitgerecht vorzunehmen und sollte in der 

Regel spätestens einen Monat und 15 Tage nach Ablauf 

eines Kalendermonats erfolgen. Was genau unter die 

Begriffe der „Betriebseinnahmen“ und „Betriebsausga-

ben“ fällt, sehen wir uns in Runde 5 genauer an. Alle Ba-

reinnahmen und -ausgaben müssen täglich festgehalten 

werden.

Die Erfassung der Betriebseinnahmen und -ausgaben 

findet in der Regel in der Ordination oder dem Büro des 

Arztes selbst statt. Das Anlagenverzeichnis wird meist 

erst bei der Erstellung des Jahresabschlusses erstellt. 

Dies übernimmt in vielen Fällen der Steuerberater. Die 

Lohnkonten werden ebenso meist über ein Lohnbüro 

oder einen Steuerberater geführt. Konzentrieren wir uns 

also darauf, was bei der Aufzeichnung der Betriebsein-

nahmen und –ausgaben zu beachten ist.

Erfassung der Betriebseinnahmen

Bei der Erfassung der Einnahmen ist zwischen baren 

und unbaren Einnahmen zu unterscheiden. Unproble-

matisch sind unbare Einnahmen. Dies sind insbesonde-

re Zahlungen, die direkt auf dem Bankkonto eingehen, 

wie zB Einzahlung von Honorarnoten durch Patienten, 

Überweisungen von den Kassen oder Privatversicherun-

gen etc. Diese Einnahmen werden mit Zahlungseingang 

auf dem Bankkonto verbucht. Der Bankauszug dient 

als Beleg für die Buchhaltung. Im Rahmen einer digita-

len Buchführung können die Bankauszüge direkt in die 

Buchhaltung eingespielt werden. Die zugehörigen Bele-

ge (zB Honorarnoten) sind (in Papierform oder digital) 

mit den Bankauszügen abzulegen.

Schwieriger zu managen sind Barzahlungen. Der Begriff 

„Barumsätze“ umfasst neben der tatsächlichen Zahlung 

vor Ort mit Bargeld auch Zahlungen per Bankomat- oder 

Kreditkarte, die Hingabe von Barschecks sowie ausgege-

bene Gutscheine, Bons, etc. Bei diesen Einnahmen ist 

eine Reihe von Vorschriften zu beachten:

1. Einzelaufzeichnungspflicht:

Alle Bareinnahmen müssen täglich einzeln festgehal-

ten werden (händische oder digitale unveränderbare 

Aufzeichnungen). Ein Kassasturz ist in einer Arztpraxis 

grundsätzlich nicht mehr möglich.

2. Registrierkassenpflicht:

Zur Einzelerfassung der Barumsätze muss zwingend ein 

elektronisches Aufzeichnungssystem (Registrierkasse) 

verwenden werden, wenn

a. der Jahresumsatz je Betrieb netto 15.000 Euro und

b. die Barumsätze dieses Betriebes netto 7.500 Euro 

    im Jahr überschreiten.

Ob eine Registrierkassenpflicht besteht hängt daher in 

erster Linie von der Höhe der Barumsätze ab. Bei vielen 

Wahlärzten kann das Honorar wahlweise direkt in der 

Praxis bar bezahlt oder später überwiesen werden. Bei 

Kassenordinationen werden die Hauptleistungen hinge-

gen mit den Krankenkassen über Sammelrechnungen 

abgerechnet. Da die Kosten für viele Nebenleistungen 

von den Kassen nicht übernommen werden, steigen 

aber auch in diesen Praxen die Barumsätze. Selbst Ver-

tretungsärzte ohne eigene Ordination, die gegenüber 

ihren Hauptkunden – den Ärzten, die sie vertreten – nur 

mittels Honorarnoten abrechnen, bieten immer häufiger 

Zusatzleistungen an, die von den Patienten auch direkt 

bar bezahlt werden. Die Barumsatzgrenze sollte daher in 

jedem Fall immer im Auge behalten werden!

Tipp: Rezeptgebührenpflichtige Verkäufe aus der Haus- 

apotheke stellen durchlaufende Posten dar und zählen 

damit nicht zu den Barumsätzen. Sie sind bei der Beur-

teilung der Grenze für die Registrierkassenpflicht nicht 

zu berücksichtigen.

Treffen die Voraussetzungen für eine Registrierkassen-

pflicht zu, ist eine elektronische Registrierkasse erforder-

lich, die der Kassenrichtlinie entspricht. Jeder Barumsatz 

ist unverzüglich mit der Registrierkasse zu erfassen. Wer-

den ärztliche Leistungen außerhalb der Praxis erbracht 

(zB Hausbesuche) kommen Erleichterungen hinsichtlich 

der zeitlichen Erfassung der Barumsätze zur Anwen-

dung. Für diese Barumsätze ist ein Beleg auszustellen, 

der unmittelbar nach Rückkehr in die Ordination in der 

Registrierkasse zu erfassen ist.

Seit 1.4.2017 müssen die Aufzeichnungen in einer Regis-

trierkasse durch eine technische Sicherheitseinrichtung 

gegen Manipulationen geschützt werden. Dazu bedarf 

es einer Registrierkasse, die der Registrierkassensicher-

heitsverordnung entspricht sowie der Implementierung 

des vorgeschriebenen Manipulationsschutzes. Die Sig-

naturerstellungseinheit muss über FinanzOnline regist-

riert werden und der Startbeleg muss erfolgreich geprüft 

werden. Jede Außerbetriebnahme und jeder Ausfall der 

Signaturerstellungseinheit ist zu melden; die Barumsät-

ze sind nachzuerfassen. Details zu den technischen Vo-

raussetzungen finden Sie auf der Homepage des BMF. 

Ihr Steuerberater sowie die Registrierkassenhersteller 

beraten Sie gerne.

Achtung: Bei Verstößen gegen die Registrierkassen-

pflicht drohen Strafen bis zu 5.000 Euro!
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3. Belegerteilungsverpflichtung:

Ein Arzt muss als Unternehmer seit 2016 bei jeder Bar-

zahlung für eine im Inland getätigte Lieferung oder sons-

tige Leistung einen Beleg erstellen und dem Kunden bzw 

Patienten aushändigen. Eine Umsatzgrenze gibt es bei 

dieser Verpflichtung nicht! Der Beleg muss folgenden 

Inhalt aufweisen:

• Bezeichnung des leistenden/liefernden  

   Unternehmens bzw Arztes (Name und Adresse),

• fortlaufende Nummer mit einer oder mehreren  

   Zahlenreihen, die zur Identifizierung des Geschäfts-

   vorfalls einmalig vergeben werden,

• Tag der Belegausstellung,

• Menge und handelsübliche Bezeichnung der 

   Ware oder Art und Umfang der sonstigen Leistung,

• Betrag der Barzahlung,

• seit 1.4.2017 bei Verwendung von elektronischen 

   Kassen mit Sicherheitseinrichtung: Kassenidentifika-

   tionsnummer, Datum und Uhrzeit der Belegausstel-

   lung, Betrag der Barzahlung nach Steuersätzen 

   getrennt und maschinenlesbarer Code 

   (OCR-, Bar- oder QR-Code).

Vom Beleg ist eine Zweitschrift (Kopie) anzufertigen und 

über sieben Jahre aufzubewahren. Ein elektronischer Be-

leg ist auch zulässig. Der Patient hat den Beleg entgegen-

zunehmen und bis außerhalb der Praxis mitzunehmen. 

Die Ärztekammer empfiehlt ein deutliches Hinweisschild 

anzubringen.

Erfassung der Betriebsausgaben

Auch hier ist zwischen Barzahlungen und Überweisun-

gen zu unterscheiden. Während überwiesene Ausgaben 

direkt vom Bankauszug in die Buchhaltung übernommen 

werden können (händisch oder bereits digital), müssen 

bar bezahlte Ausgaben anhand des Zahlungsbeleges er-

fasst werden. In beiden Fällen sind die Belege (zB Barbe-

lege, Bankauszüge und Rechnungen) zu sortieren und in 

chronologischer Reihenfolge (in Papierform oder digital) 

abzulegen.

Ausstellung von Honorarnoten

Für die Ausstellung von Rechnungen für Privatpersonen 

gibt es grundsätzlich keine besonderen Vorschriften. Bei 

Rechnungen an Unternehmer (zB für Leistungen eines 

Betriebsarztes) ist zu beachten, dass diese durchgehend 

zu nummerieren sind. Aus Gründen der Einfachheit und 

Übersichtlichkeit empfehlen wir, sämtliche Honorarno-

ten durchzunummerieren. Dabei können auch verschie-

dene Rechnungskreise geführt werden. Sollten Rech-

nungen über umsatzsteuerpflichtige Leistungen gestellt 

werden, sind die zusätzlichen verpflichtenden Rech-

nungsmerkmale des Umsatzsteuergesetzes zu beachten. 

Über die genauen Anforderungen an Ihre Rechnung im 

Einzelfall informiert Sie Ihr Steuerberater.

Verschwiegenheit und Datenschutz

Zu guter Letzt ist bei sämtlichen Aufzeichnungen die 

ärztliche Verschwiegenheitsverpflichtung zu beachten. 

Dies verkompliziert das Führen von Büchern und Auf-

zeichnungen zwar, der Arzt ist jedoch verpflichtet, über 

Person und Behandlung des Patienten Verschwiegenheit 

zu bewahren.

Bei traditionellen Aufzeichnungssystemen hat sich in 

diesem Zusammenhang die Zuordnung von Nummern 

zu Patienten in der Patientenkartei bewährt. Während 

der Patient eine Honorarnote mit seinem Namen erhält, 

wird in der Buchhaltung eine Version abgelegt, die nur 

die Patientennummer aufweist. Auch bei der Einzahlung 

sollte der Patient nur die Honorar- und Patientennum-

mer angeben, worauf bereits in der Honorarnote hinge-

wiesen wird. Ein Steuerprüfer hat kein Recht in die Pati-

entenkartei Einblick zu nehmen, solange nicht in dieser 

Datei selbst steuerrechtlich relevante Aufzeichnungen 

enthalten sind. Dies sollte natürlich vermieden werden.

Und wenn in der Praxis dann doch dem Steuerberater 

oder Finanzbeamten Belege mit sensiblen Patientenda-

ten ausgehändigt werden? Keine Panik! Beide Berufs-

gruppen sind selbst zur Verschwiegenheit verpflichtet, so 

dass über diesen Personenkreis hinaus keine patienten-

bezogenen Informationen nach außen fließen können.

Bei Verwendung spezieller Software für Ärzte ist der 

Datenschutz heute in vielen Fällen aber bereits in der 

Software integriert. Bei der Auswahl der richtigen Hard- 

und Software ist auf den Datenschutz nach innen (zB 

Beschränkung von Zugriffsrechten für Mitarbeiter und 

neutrale Auswertungsmöglichkeiten) und nach außen 

(zB Schutz vor Hackern und Cyber-Angriffen) sowie auf 

die Datensicherheit (insbesondere die sichere Archivie-

rung und die Gewährleistung des ständigen Zugriffs auf 

die Daten) zu achten.

Auf jeden Fall handelt es sich um ein sensibles Thema, 

welches Sie bei der Wahl der richtigen Aufzeichnungs-

methode mit Ihrem Berater besprechen sollten.

Phase 1 der Gewinnermittlung ist damit abgeschlossen: 

Sammeln von Belegen und Führen von Grundaufzeich-

nungen. In der zweiten Phase werden die Daten aus den 

Grundaufzeichnungen verarbeitet. Dieses sogenannte 

„Aufbuchen“ erfolgt in der Regel elektronisch und wird 

in den meisten Fällen von einem Buchhalter oder Steu-

erberater übernommen. Je nachdem, wie Ihr Aufzeich-

nungssystem aussieht, wandert daher entweder der 

Buchhaltungsordner zum Berater oder die Daten wer-

den bereits elektronisch übermittelt.

Ihr Steuerberater erstellt mit diesen Daten Ihr Anlagen-

verzeichnis, den Jahresabschluss sowie Ihre Steuererklä-

rungen. Daneben kann er Ihnen je nach Bedarf verschie-

dene Auswertungen anfertigen, die Ihnen Antworten zu 

unternehmerischen Fragen und Entscheidungsgrundla-

gen für Ihr weiteres Handeln liefern.

Beispiele:

1. Mit welchem Gewinn bin ich „unterwegs“?

	 - Die Erfolgsrechnung

2. Welche Zahlungen erwarten mich? 

	 - Die Zahlungsflussrechnung sowie

	 - die Steuer- und Sozialversicherungsplanung

3. Wie liege ich im Plan? 

	 Wo und warum gibt es Abweichungen?

	 - Der Soll-Ist-Vergleich

Wir haben uns in der vergangenen Runde ausführlich der 

Frage gewidmet, WIE die steuerlichen und unternehme-

rischen Aufzeichnungen zu führen sind und begeben uns 

jetzt in die Runde, die klärt, WAS genau aufgezeichnet 

werden muss.
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Runde 5 
Was sind Betriebsausgaben, was sind Betriebseinnahmen?

Betriebseinnahmen

Zu den Betriebseinnahmen zählen alle unmittelbar aus 

der ärztlichen Tätigkeit resultierenden Einnahmen, wie 

zB Kassen- und Privathonorare, Erlöse aus Medikamen-

tenverkäufen etc. Auch bei der Veräußerung von Anla-

gevermögen resultieren Betriebseinnahmen, egal ob 

der Veräußerungserlös bar (oder per Banküberweisung) 

zufließt oder bei gleichzeitiger Neuanschaffung gutge-

schrieben wird (zB Eintausch des alten Fahrzeugs bei 

Kauf eines neuen Pkws).

Sachverständigen-, Autoren- und Vortragshonorare sind 

ebenfalls steuerpflichtige Einnahmen. Zuschüsse (Sub-

ventionen) in Form von Geld oder Sachwerten sind ge-

nau auf ihre steuerlichen Auswirkungen zu prüfen. In 

der Regel sind Subventionen entweder steuerpflichtige 

Betriebseinnahmen oder sie kürzen die Anschaffungs-

kosten von Investitionen. In Ausnahmefällen kann auch 

eine Steuerbefreiung zur Anwendung gelangen. Leistun-

gen aus der Betriebsunterbrechungsversicherung sind 

ebenso steuerpflichtig (andererseits sind die Prämien 

zur Versicherung Betriebsausgaben).

Betriebsausgaben

Umfangreicher ist schon das Kapitel Betriebsausgaben. 

Was zählt dazu und in welchem Ausmaß können Betriebs- 

ausgaben geltend gemacht werden?

Zu Beginn der Runde 4 haben wir vom Zufluss-Ab-

fluss-Prinzip gehört. Demnach sind Betriebsausgaben 

zum Zeitpunkt des Abflusses (dh der Bezahlung oder Be-

gleichung) steuerlich zu berücksichten. Bei der Anschaf-

fung von Anlagevermögen wird dieses Prinzip durch die 

Abschreibung unterbrochen (mehr dazu gleich). 

Umlaufvermögen (zB Hilfs- und Verbrauchsmaterial 

oder Medikamente für die Hausapotheke) ist dagegen 

grundsätzlich mit dem Zahlungsdatum zu berücksichti-

gen. Davon ausgenommen sind Wirtschaftsgüter, die 

keinem regelmäßigen Wertverzehr unterliegen (zB Zahn-

gold). Die Kosten für diese Wirtschaftsgüter können erst 

bei Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen abgesetzt 

werden. Auch bei den laufenden Ausgaben gibt es eine 

Ausnahme vom Abflussprinzip: Bei Vorauszahlungen von 

Beratungs-, Finanzierungs-, Mietkosten etc über einen 

längeren Zeitraum als das laufende und das nächste Jahr, 

ist der Aufwand nur verteilt über den Vorauszahlungs-

zeitraum abzusetzen.

Investitionen in Anlagevermögen – das ist Vermögen, 

das dazu bestimmt ist, Ihrem Betrieb länger als ein Jahr 

zu dienen – sind grundsätzlich nicht im Verausgabungs-

zeitpunkt abzugsfähig. Vielmehr sind die Anschaffungs-

kosten zu „aktivieren“, das heißt in ein gesondert zu 

führendes Anlagenverzeichnis aufzunehmen. Anlagen-

gegenstände werden verteilt über die voraussichtliche 

Nutzungsdauer abgeschrieben. Man nennt das die AfA 

oder die Absetzung für Abnutzung oder gemeinhin die 

Abschreibung. Wenn die Anschaffung im zweiten Halb-

jahr liegt, ist nur eine Halbjahresabschreibung zulässig.

Beispiel: Wenn Sie sich zB einen Computer für die Arzt-

praxis anschaffen, welchen Sie am 5. Oktober 2017 um 

1.200 Euro netto gekauft haben, dann dürfen Sie im Jahr 

2017 nur eine AfA von 150 Euro (1.200 Euro : 4 Jahre 

Nutzungsdauer : 2) als Betriebsausgaben geltend ma-

chen. Im Jahr 2018 beträgt die Betriebsausgabe für den 

Computer dann 300 Euro.

Wirtschaftsgüter mit einem Anschaffungswert von bis 

zu 400 Euro (netto ohne Umsatzsteuer) können sofort 

als sogenannte Geringwertige Wirtschaftsgüter abge-

schrieben werden. Nicht abnutzbares Anlagevermögen, 

wie Grundstücke, kann jedoch gar nicht abgeschrieben 

werden. Damit zusammenhängende Ausgaben sind 

demnach Abflüsse, die zunächst keine steuerliche Wir-

kung haben. Erst im Zeitpunkt einer Veräußerung oder 

Entnahme des nicht abnutzbaren Anlagevermögens in 

das Privatvermögen kommt es zu einer Besteuerung.

Kunstwerken unterstellt man steuerlich keiner Wert-

minderung zu unterliegen, weshalb keine Abschreibung 

geltend gemacht werden kann. Nur im Ausnahmefall un-

terliegen Kunstwerke einem zu berücksichtigenden Sub-

stanzverzehr (zB Skulptur im Außenbereich). Wer Kunst 

dennoch und mit Sicherheit absetzen möchte, mietet 

oder least die Gegenstände für die Ordination.

Reisekosten: Betriebsausgaben stellen auch die Kosten 

für betrieblich veranlasste Fahrten und Reisen dar. Dazu 

zählen Fahrten zwischen Wohnung und Ordination, zu 

Fortbildungsveranstaltungen, für Patientenbesuche, für 

berufliche Einkäufe etc. Als Reisekosten können Fahrt-

kosten, Tagesgelder sowie die Nächtigungskosten gel-

tend gemacht werden. Bei gemischt (betrieblich und 

privat) veranlassten Reisen ist ein anteiliger Kostenabzug 

dann möglich, wenn eindeutig getrennte Reiseabschnit-

te vorliegen (zB fünf Tage Ärztekongress, anschließend 

weitere fünf Tage Urlaub). 

Als Fahrtkosten werden die Kosten für ein Fortbewe-

gungsmittel bezeichnet. Jedes Verkehrsmittel ist „er-

laubt“ (Bus, Bahn, Taxi, Flugzeug); die Kosten sind beleg-

mäßig nachzuweisen.

Bei der Benutzung eines eigenen Fahrzeuges ist folgen-

des zu beachten: Wird der Pkw zu mehr als 50% beruflich 

genutzt, so ist das Auto notwendiges Betriebsvermögen. 

Die Anschaffungskosten werden verteilt im Wege der Ab-

schreibungen berücksichtigt; die laufenden Kosten kön-

nen sofort nach Anfall und mit belegmäßigem Nachweis 

abgesetzt werden. Für die Privatnutzung wird ein soge-

nannter Privatanteil von den Ausgaben ausgeschieden 

bzw zu den Einnahmen dazugerechnet. 

Bei unter 50%iger betrieblicher Nutzung kann das amt-

liche Kilometergeld als Fahrtkosten berücksichtigt wer-

den. Dazu sind die beruflich gefahrenen Kilometer mit 

dem derzeit gültigen Satz von 0,42 Euro zu multiplizie-

ren. Werden mehr als 30.000 km im Jahr für betriebliche 

Fahrten zurückgelegt, so ist entweder nur das Km-Geld 

für 30.000 km anzusetzen oder es können die tatsächli-

chen Kosten im Ausmaß der betrieblichen Nutzung an-

gesetzt werden. Das Km-Geld deckt alle Aufwendungen 

im Zusammenhang mit dem Fahrzeug ab, auch Park- und 

Mautgebühren. Zur Ermittlung der beruflichen und priva-

ten Nutzung eines Pkw ist die Führung eines Fahrtenbu-

ches (an jeder Tankstelle erhältlich) notwendig.

Die Tagesgelder (Diäten) decken den Verpflegungsmehr-

aufwand bei betrieblich veranlasste Reisen ab. Eine Rei-

se liegt vor, wenn Sie sich mehr als ca 25 km außerhalb 

Ihres örtlichen Nahebereichs begeben. Die Reise muss 

zwischen Abfahrt und Rückkunft länger als 3 Stunden 

dauern. Als Tagesgelder können 2,20 Euro je angefange-

ner Stunde, maximal jedoch 26,40 Euro pro Tag berück-

sichtigt werden. Wenn Sie immer wieder - unregelmä-

ßig - an denselben Ort fahren, stehen Ihnen die Diäten 

für 15 Tage zu, bei durchgehendem Einsatz an einem 

Ort nur für die Dauer von 5 Tagen. Erst wenn mehr als 

6 Monate seit dem letzten Aufenthalt verstrichen sind, 

besteht wieder das Recht, Verpflegungsmehraufwand 

anzusetzen. Im Ausland gibt es für jedes Land eigene 

Pauschalsätze (zB Deutschland 35,30 Euro/Tag).

Bei den Nächtigungen können entweder die tatsächli-

chen Kosten inklusive Frühstück laut Beleg oder das pau-

schale Nächtigungsgeld von 15 Euro je Nächtigung im 

Inland ohne weiteren Nachweis berücksichtigt werden. 

Für Nächtigungen im Ausland kommen wieder eigene 

Pauschalsätze zur Anwendung (zB Deutschland 27,90 

Euro/Nacht).
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Aus- und Fortbildung: Die Kosten für berufliche Fortbil-

dung sind bei Ärzten aus steuerlicher Sicht immer ab-

setzbar. Zum Fortbildungsaufwand zählen insbesondere 

Seminarbeiträge und Kongressgebühren, Kosten für Un-

terlagen und Fachliteratur sowie Reisekosten (siehe vorige 

Abschnitte). Auch Kosten für eine Ausbildung im Zusam-

menhang mit einer verwandten beruflichen Tätigkeit (zB 

Heilmasseur) oder für ein ordentliches Universitätsstudi-

um können bei gleichzeitiger aktiver Tätigkeit steuerlich 

geltend gemacht werden. Bildungsmaßnahmen mit allge-

meinbildendem Charakter und die private Lebenssphäre 

berührende Ausbildungen (zB Persönlichkeitsentwicklung, 

Esoterik etc) sind grundsätzlich keine Betriebsausgaben.

Löhne und Gehälter: Der gesamte im Betrieb durch Mit-

arbeiter anfallende Aufwand für Löhne und Gehälter in-

klusive Sozialversicherungsbeiträge und Lohnnebenkos-

ten stellt Betriebsausgaben dar. Auch die Aufwendungen 

für den als Dienstnehmer beschäftigten Ehepartner sind 

selbstverständlich abzugsfähig.

Sozialversicherungsbeiträge, Ärztekammerbeiträge:

Die Pflichtbeiträge zur Pensionsversicherung nach dem 

FSVG, die Krankenversicherungsbeiträge und die gesetz-

liche Unfallversicherung sind wie die Beiträge zum Wohl-

fahrtsfonds und die Kammerbeiträge als Betriebsausgaben 

abzugsfähig. Wenn Sie mit der Gebietskrankenkasse in ei-

nem Vertragsverhältnis stehen, werden die Ärztekammer-

beiträge direkt vom Kassenhonorar abgezogen. Tatsächlich 

sind daher die Kassenerlöse um die einbehaltenen Ärzte-

kammerbeiträge zu erhöhen und eine entsprechende Aus-

gabe einzustellen. Wichtig für die Führung der Aufzeich-

nungen: GKK-Abrechnungen zu den Bankbelegen geben!

Versicherungsbeiträge: Zu den abzugsfähigen Versiche-

rungsbeiträgen gehören Berufshaftpflicht-, Betriebsun-

terbrechungs-, Ordinations-, Rechtsschutz-, Elektrogerä-

teversicherung und noch andere mehr. Krankenzusatz-, 

Lebens- und Unfallversicherungen sowie freiwillige 

Pensionsversicherungen sind Teil der Privatsphäre und 

unter bestimmten Voraussetzungen noch bis 2020 als 

Sonderausgaben abzugsfähig. Ausnahmsweise kann 

eine Lebensversicherung auch betrieblicher Aufwand 

sein, wenn sie als sogenannte Kreditrestschuldversiche-

rung oder reine Ablebensversicherung der Besicherung 

betrieblicher Bankschulden dient.

Finanzierungskosten: Zu den Geldbeschaffungskosten 

zählen Vermittlungsprovisionen, Bereitstellungs- und 

Zuzählungsprovisionen, Kreditgebühren, Verwaltungs- 

und/oder Bearbeitungsgebühren. Sofern die Geldbe-

schaffungskosten je Kredit den Betrag von 900 Euro nicht 

überschreiten sind sie sofort abzugsfähig, ansonsten auf 

die Laufzeit des Kredits zu verteilen. Zinsen stellen sofort 

abzugsfähige Betriebsausgaben dar, nicht jedoch Kredit-

tilgungen. Die Rückzahlungsraten (Annuitäten) wirken 

daher nur in Höhe des darin enthaltenen Zinsanteils ge-

winnmindernd, in Höhe des Tilgungsanteils jedoch nicht. 

Umgekehrt hat ja auch die Aufnahme und Zuzählung des 

Kredits zu keiner Einnahme geführt!

Arbeitszimmer: Aufwendungen oder Ausgaben für ein 

im Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer sowie 

dessen Einrichtung können nur dann steuerlich geltend 

gemacht werden, wenn

• es den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 

   beruflichen Tätigkeit des Steuerpflichtigen bildet,

• nach der Art der Tätigkeit des 

   Steuerpflichtigen unbedingt notwendig ist und

• tatsächlich ausschließlich oder nahezu 

   ausschließlich beruflich genutzt wird.

Beispiel: Ein unselbständig beschäftigter Spitalsarzt ist 

nebenbei als selbständiger Gutachter tätig. Die Gutach-

tertätigkeit übt er in seinem Arbeitzimmer aus.

Liegt ein steuerlich anzuerkennendes Arbeitszimmer vor, 

können sämtliche Kosten (wie zB Miete, Abschreibung, 

Einrichtung, Instandhaltung, Betriebskosten, Reinigung, 

Finanzierungskosten) anteilig als Betriebsausgaben be-

rücksichtigt werden.

Aufwendungen für speziell eingerichtete Ordinations-, 

Therapie- oder Laborräume können stets geltend ge-

macht werden.

Als weitere Betriebsausgaben sind beispielhaft Labor-

aufwand, Verbrauchsmaterial, Praxisvertretung, Miet- 

aufwand, Energiekosten, Betriebskosten, Porto, Tele-

fon, Büromaterial, Fachliteratur, Wartezimmerliteratur,  

Berufskleidung etc anzuführen.

Ein steuerlicher „Wassergraben“: Nicht abzugsfähige 

Aufwendungen.

Schließlich gibt es auch gesetzlich gesondert angeführ-

te nicht abzugsfähige Betriebsausgaben, wenn diese 

Ausgaben die Lebensführung betreffen (zB Kosten für 

Sportausrüstung, Clubmitgliedschaften, Arbeitsessen 

mit Kollegen oder Vorgesetzten, Geburtstagsfeiern, Ein-

trittskarten für kulturelle oder sportliche Veranstaltun-

gen etc) oder sogenannten unangemessen hohen, auch 

die Lebensführung berührenden Aufwand darstellen. 

Darunter fallen zB Ausgaben für Autos (max. 40.000 Euro 

Anschaffungskosten werden von der Finanzbehörde als 

angemessen erachtet), geknüpfte Teppiche und Antiqui-

täten etc.

Wir beenden diese Runde zum an sich unerschöpflichen 

Thema „Betriebsausgaben“. Man könnte daraus - wie Sie 

erahnen - selbstverständlich auch einen Marathon ma-

chen. Wir wollen uns aber nicht verausgaben und simu-

lieren in der nächsten, lockeren, Runde einen Orientie-

rungslauf durch wichtige Termine und Fristen.

Die Steuererklärungen sind bis 30.  Juni des Folgejah-

res beim Finanzamt elektronisch über FinanzOnline  

einzureichen. Sollten Sie über keinen Computer und/

oder Internetanschluss verfügen und auch steuerlich 

nicht vertreten sein, können Sie die Steuererklärungen 

bis zum 30. April des Folgejahres in Papierform unter 

Verwendung der amtlichen Vordrucke einreichen. Wer 

durch einen Steuerberater vertreten wird, kann diese 

Fristen getrost „vergessen“, denn durch die berufsmä-

ßige Vertretung schiebt sich der Abgabetermin bis über 

15 Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres hinaus. 

Mit anderen Worten: Steuererklärungen für das Jahr 

2016 können bis 31. März 2018 abgegeben werden. Un-

ter diesen Umständen muss es doch wirklich nicht dazu 

kommen, dass ein bis zu 10%iger Verspätungszuschlag 

des vorgeschriebenen Steuerbetrages bei verspäteter 

Abgabe der Steuererklärungen vom Finanzamt verhängt 

wird!

Runde 6 
Fristen, Fälligkeiten, Termine - Die Limits im Abgabenrecht
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Nach der Einreichung der Steuererklärungen beim Fi-

nanzamt erfolgt (irgendwann innerhalb der darauffol-

genden Tage, Wochen oder Monate) die sogenannte 

Veranlagung. Dabei werden die Steuerbescheide erlas-

sen, in denen die Abgaben festgesetzt werden.

Sollten Sie feststellen, dass ein Steuerbescheid einen 

Fehler enthält, kann innerhalb eines Monats nach Zu-

stellung des Bescheides eine Beschwerde gegen diesen 

eingebracht werden. Setzen Sie sich in einem solchen 

Fall schnellstmöglich mit Ihrem steuerlichen Berater in 

Verbindung.

Kommt es durch die Veranlagung zu einer Zahllast (dh 

eine Steuernachforderung), wird mit dem Steuerbe-

scheid auch der Fälligkeitstag des offenen Steuerbe-

trages mitgeteilt. In der Regel ist dies ca 1 Monat nach 

Bescheidzustellung. Wird auch nur um einen Tag zu 

spät eingezahlt, schreibt das Finanzamt einen Säumnis-

zuschlag von 2% vor, was umgerechnet auf einen Jah-

reszinssatz sehr, sehr hohen Verzugszinsen entspricht. 

Eine Steuergutschrift (auch das kommt vor!) wird Ihrem 

Abgabenkonto gutgeschrieben und steht für zukünftige 

Zahlungen (zB Einkommensteuervorauszahlungen) oder 

für eine Rückzahlung auf Ihr Bankkonto zur Verfügung.

Apropos Einkommensteuervorauszahlungen: Die Vor-

auszahlungen für ein Kalenderjahr werden vierteljähr-

lich vorgeschrieben, nämlich am 15. Februar, am 15. 

Mai, am 16. August und am 15. November. Die Einkom-

mensteuervorauszahlungen basieren auf der festgesetz-

ten Einkommensteuer des Vor- bzw Vorvorjahres und 

sind um 4 bzw 9% erhöht. Sowohl die Höhe als auch die 

Fälligkeit werden Ihnen mit einer Benachrichtigung des 

Finanzamts ca 2 Wochen vor Fälligkeit mitgeteilt.

Achtung: Einkommensteuernachzahlungen und Einkom-

mensteuergutschriften unterliegen ab dem 1.10. des 

Folgejahres der Anspruchsverzinsung. Das heißt, dass 

Sie im Falle einer Nachzahlung auch Zinsen für den Zeit-

raum zwischen 1.10. und dem Datum des Zugehens des 

Bescheides entrichten müssen. Durch freiwillige Entrich-

tung einer (zusätzlichen) Vorauszahlung in Höhe der ge-

schätzten Nachforderung, kann eine solche Verzinsung 

vermieden werden.

Die Umsatzsteuer als Selbstberechnungsabgabe ist spä-

testens am 15. des zweitfolgenden Monats einzuzahlen. 

Für Lohnsteuer und Dienstgeberbeitrag ist der 15. des 

darauffolgenden Monats Fälligkeitstermin.

Beim Finanzamt gilt: Respirotage werden eingerechnet, 

was bedeutet, dass eine Zahlung am Fälligkeitstag selbst 

als fristgerecht gilt.

Wir befinden uns damit am Ende unserer gemeinsamen 

Trainingseinheit. Sie denken sich nun wahrscheinlich: 

Gott sei Dank, habe ich Medizin studiert und muss mich 

nicht wirklich mit der trockenen und abstrakten Materie 

Steuerrecht auseinandersetzen. Und aus Ihrer Sicht ha-

ben Sie völlig Recht. Ihre berufliche Tätigkeit erfordert 

wahrscheinlich auch zu viel Energie, um sich auch noch 

auf Nebensportplätzen intensiv „auszupowern“. Die vor-

liegende Trainingseinheit hatte daher die Absicht, Ihnen 

ein Basiswissen zu vermitteln, um gemeinsam mit ver-

trauensvollen Partnern Ihr Unternehmen „Arztpraxis“ 

erfolgreich zu führen.
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